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Ane militorifthe Besetzung mit frieölicher Absicht .

Von Bernhard Görin g.

Die Besetzung des Ruhrgebietes durch die Franzosen und

Belgier ist zur Tat geworden. Die Besetzung ist erfolgt mit

allen Begleiterscheinungen, die uns aus der Kriegszeit noch in

frischer Erinnerung sind und die unbedingt mit dem Kapita¬
lismus und Militarismus in engster Verbindung stehen. Das

deutsche Wirtschaftsleben, und nicht nur die deutsche, sondern

auch die Weltwirtschaft wird durch diesen Gewaltakt erneut

schwer erschüttert. Darunter leidet naturgemäß in erster Linie

die werktätige Bevölkerung Deutschlands und in weiterer Folge

die Arbeitnehmerschaft der ganzen Welt. Die Erregung, die

Arbeiter. Angestellte und Beamte des Ruhrgebiets beherrscht,

ist daher durchaus verständlich. Kommt doch außerdem

hinzu, daß hier eine bis an die Zähne bewaffnete Soldateska

einer friedlichen, völlig entwaffneten Bevölkerung gegenüber¬

steht.

Es ist unsere Pflicht, die Ereignisse nicht lediglich stimmungs-

mähig zu betrachten, vielmehr nüchtern zu prüfen, zu über¬

legen, welche Schritte und Matznahmen geeignet sind, die Ar¬

beitnehmerschast vor der völligen Verelendung zu retten.

Die militärische Besetzung des Ruhrgebiets darf von uns

nicht als Einzelvorgang betrachtet werden. Sie ist ein Glied

einer seit langer Zeit vorbereiteten militärischen Aktion, die

auf rein ökonomischen, kapitalistischen Ursachen beruht und

getragen wird von bestimmten großindustriellen Gruppen

Frankreichs und anderer Länder. Es zeigt sich hier wieder

die Expansionssucht der Kapitalisten, den Weltmarkt zu er¬

obern und dazu die Borbedingungen zu schaffen. Der Frie¬

densoertrag von Versailles brachte die französische Großindu¬

strie in den Besitz der Erzgruben Elsaß-Lothringens. Zur
Be- und Verarbeitung der Erze will man noch die Ruhrkohle.
Die frühere Vormachtstellung der deutsch-rheinischen Industrie
war ähnlich orientiert. Die Riesenkonzerne verfügten über

die Erzgruben Elsaß-Lothringens und über den Kohlenrcich-
tum des Ruhr» und Wurmgebiets. Getreu diesem Borbild

glaubt der französische Kapitalismus, sich jetzt die Hochöfen
des Ruhrgebiets aneignen zu können. Gelingt dieser Plan
der französischen Großindustrie, so mürde der damit ent¬

stehende Montantrust 64 Proz. der gesamten europäischen
Eisenproduktion und 69 Proz. der gesamten Kohlenproduktion
in sich vereinigen. Diese Konzentration von Kohle und Eisen
verdient nicht nur ökonomisch, sondern auch vom Standpunkt
des Volkerfriedens aus unsere besondere Beachtung. Eine so
rückhaltlose Vereinigung der Urproduktion beherrscht auch
alle Rüstungen, die der Militarismus benötigt. Das ist mich
der Grund, der die französischen Nationalisten und die fran¬
zösischen Großindustriellen zu gleichen. Vorgehen vereinigt.

Der französische Vormarschplan ist aiso eiue längst vorbe¬

reitete nnd beschlossene Sache. Wir könncn aber dennoch nuch

unserer eigenen Regierung gegenüber nicht ganz unkritisch
bleiben. Wir müssen dabei ganz besonders an die übrigen
Länder denken, an deren Vertrauen uns jetzt mehr wie js
gelegen sein muß. Deshalb müssen wir unserer Regierung
gegenüber gerade als freie Gewerkschaftler l)eute unsere Be¬

denken geltend machen. Die Gewerkschaften haben vor der

Ruhrbesetzung schon darauf hingemiesen, daß es nichts Ge¬

fährlicheres gibt, als weun der Gläubiger selbst zu Pfändern
greift. Sie haben der Regierung dringend einpfohlen, sür
die nötigen privatrechtlichen Garantien aus dsr deutschen In¬

dustrie zu sorgen. Immer wieder ist von uns verlaugt ivor¬

deii, endlich init der Sanierung dcr Ncichssinanzeii Ernst zu

macheu.
Diese Fehler des Kabinetts Cuno können und dürfen uns

aber jetzt nicht von der Abwehr der französischen Gewaltpolitik
abbringen. Der französische Militarismus marschiert. Die

deutsche Arbeiterschaft hat stets den deutschen Militarismus

aufs schärfste bekämpft. Sie hat daher jetzt nicht nur das

moralische Recht, sondern, nuch die inkernntioiinls Pflicht gc-

genübsr der Arbeiterschaft dcr Welt, diesem sranzösisch bel-

gischen Militarismus Widerstand zu leiste». Der Widerstand
kann nur ein passiver sein. Gemalt wäre Unsinn. Geistige
Abwehr allein wird es möglich mnchen, der brutalen Gewalt

Einhalt zu tun. Mit kalter, rnhiger Ueberleguug muß den

französischen Machthabern aber auch der ganzen Welt gezeigt
merden, daß rohe Waffengewalt nn dem passiven Widerstand
der Arbeiterklasse scheitern muß. Die Arbeiter, Angestellte!!,
und Beamten des Ruyrgebiets, die jetzt auf vorgeschobenem

Posten gegen Militarismus und Kapitalismus stehen, sind

fich dessen wohl bewußt. Sie zeigen iu diesen Tagen, duß
die Kraft der Arbcit unüberwindlich iit. Auf
die Brüder im Ruhrgebiet schaut und baut die deutsche Ar»

veituehmerschaft und das Weltproletariat. Sis miisssn hnus>

halten mit den Kräften des Widerstandes, sie rationell ver<

wenden und mit dem größten Kraftaufwand die größte Wir¬

kung zu erzielen versuchen. Darum ist auch bis auf weiteres

jeder Generalstreik unzweckmäßig, soweit es sich nicht um

eine internationale Aktion handelt. Auch die deutsche Ne¬

gierung vertritt den Standpunkt, deß der passive Widerstand,
der Einzelmaßnahmen aneinanderreiht, das Gegebene ist. Bei

aller Anerkennung dieses Prinzips kann uns uatürlich die

Auswahl der Eiuzelmaßnahmen nicht gleichgültig sein. Wir

müssen von der Reichsregierung verlangen, daß jeder Schritt

wohlüberlegt getan wird und eingehend geprüft ivird, welche.

Rückwirkungen für dic deutsche Bevölkerung cnlitshen tönuen.

Nachdrücklichst müssen wir fordern, daß die Regierung bei
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nllen Maßnahmen die Gewerkschaften und die beteiligten

Kollegen aus dem Ruhrrevier als Sachverständige vorher hört.

Jn dieser Hinsicht hat die Regierung bis jetzt nicht immer die

notwendige Fühlung mit uus hergestellt. Der AsA-Bund hat

daher bei dcr Regierung energische Vorstellungen erhoben.
Es' ist uns zugesagt, daß die Regierung in Zukunft diese

Wünsche beachtet.
Durch den Gewaltakt des französischen Imperialismus hat

die wirtschaftliche Not der deutschen Arbeitnehmerschaft sich

weiter gesteigert. Große Teile der deutschcn Bevölkerung sind

der restlosen Verelendung preisgegeben. Die Preise der not¬

wendigsten Lebensmittel und Bedarfsartikel sind sür die ar¬

beitenden Volksschichten unerschwinglich. Wir müssen daher

von der Regierung sofort verlangen, daß sie Schritte unter¬

nimmt, der erneuten Teuerung entgegenzuwirken und der

Spekulation, die schon längst nicht mehr vor den Lebensmitteln

halt macht. Einhalt gebietet. Die allerschärfsten Maßnahmen

gegcn Lebensmittelwucher und Spekulation müssen unver¬

züglich getroffen werden. Jn diesen Tagen, in denen die

Opferwttligkeit der arbeitenden Bevölkernng aufs höchste an¬

gespannt wird, muß auch von der Landwirtschast. insbesondere

von den Großagrariern und Bauern, ein sichtbares Opfer ver¬

langt wcrden.

Allerschnellftens muß das Steuerunrecht, über das wir aus¬

führlich in der Nr. 1 der „AfA-BundeszeitlMg" berichteten,

bcseitigt merden. Es geht nicht an, daß auch weiterhin alle

Opfer nur von den Arbeitern, Angestellten und Beamten ge¬

bracht werden. Wir verlangen, daß jetzt endlich die besitzenden

Klassen mit herangezogen werden.

Die freien Gewerkschaften haben auch alle Ursache, der von

der kapitalistischen Presse gepredigten Einheitsfront das stärkste

Mißtrauen entgegenzubringen. Dieselben Kreise, mit denen

wir jetzt eine Einheitsfront bilden sollen, hahsn noch kürzlich

nach dem Zehnstundentag gerufen. Oder sollen wir uns nnt,

jenen Nationalisten und Nationalsozialisten verbünden, die z. B.

in Bayern die Ruhrbesetzung dazu benutzen, um einen Feldzug

gegen die republikanische Bevölkerung zu eröffnen? Die letzten

Vorgänge in München bedingen unter allen Umständen ernst¬

hafteste Betrachtung. Bei aller notwendigen gemeinsamen

Abwehr der französischen Gewaltpolitik kann nnd darf von einer

Einheitsfront mit den Trägern des Kapitalismus nnd mit den

Leuten um „Hitler" keine Rede sein.

Wohl aber wird die deutsche Arbeiterschast, die sich in dem

Abwehrkampf gegen den Imperialismus und Kapitalismus

einig ist mit der Arbeiterklasse der ganzen Welt, auch jetzt den

Gedanken der Bölkerversöhnnng über alles stellen und jeden

Versuch, der zu einer friedlichen Lösung des Konflikts sühren

kann, unterstützen.

Der AfA-Bundcsvorstand und der Vorstand dcs ADGB. sowie
die beiderseitigen Ausschüsse haben zu der augenblicklichen Lage

wiederholt Stcllung genommen. Die Aufrufe dcr drei freigewerk-

schaftlichen Svitzenoraanifationen somie einen Aufruf des Essener

Ortsausschusses des ADGB., des Ortskartells des AfA-Bundes brin¬

gen wir der Kollegenschast nachstehend zur Kenntnis.

Entschließung zur Besetzung öes Ruhrgebiets.

Der Gesamtvorstand und der Ausschuß des AfA-Bundcs über¬

mitteln den schwer bedrängten Kameraden im Ruhrrevier für ihre

aufrechte ebenso besonnene wie entschlossene Haltung, die sie gegen¬

über dem von den französischen und belgischen Regierungen ver¬

übten imperialistischen Geiualtakt eingenommen haben, den Dank

nnd die Anerkennung der freigewerkschastlichen Angcstellten Deutsch¬
lands.

Der gcschästssührende AfA-Borstcmd wird beauftragt, in engster
Gemeinschaft mit dem Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbund
und dem Allgemeinen Deutschen Beamtenbund alle erforderlichen
Maßnahmen zu treffen, un, den auf vorgeschobenem Posten gegen

Kapitalismus, Militarismus und für den Bölkerfrieden mutig strei¬
tenden Belegschaften des Nuhrreviers diesen harten Kampf nicht
allein zu überlassen.
Bom AsA-Borstemd sind sofort Schritte zur Aufbringung von

Mitteln zur Unterstützung der Opfer des militaristischen Ruhraben¬
teuers einzuleiten.

5 . *

Gegen öle Besetzung öes Ruhegebkets.
Die freien Geiverkschaften Deutschlands erheben gegen die Besetzung

dcs Ruhrgebiets durch französische und belgische Truppen vor aller

Welt den schärfsten Protest. Sie erblicken in dieser Maßnahme einen

jeder rechtlichen Grundlage entbehrenden Gewaltakt und den Aus¬

druck schlimmster imperialistischcr Gewaltpolitik, die von den organi¬
sierten deutschen Arbeitnehmern stets bekämpft worden ist, gleichviel
von wclchcr Scite sie geübt wurde.

Die deutsche Wirtschaft erleidet durch diesen Gewaltakt eine kata¬

strophal wirkende Erschütterung, untcr der in erster Linie die werk¬

tätige Bevölkerung Dentschlands zu leiden hat und von der iu wei¬

terer Folgc die Arbeiter der ganzcn Welt auf das schwerste betroffen
werden.

Dis freien Gewerkschaften sind zu dcm Protest um so mehr berech¬
tigt, als sie seit Beendigung des Krieges sich rückhaltlos für die

Wiedergutmachung und den Wiederaufbau der durch den Krieg zer¬

störte» Gebiete eingesetzt haben. Alle Angebote der deutschen Gc-

iverkschcrsten für den Wiederaufbau konnten nicht zur Ausführung
gelangen, weil die französische Regierung diese Bersuche bisher ver¬

hindert h«t. Die deutschen Gewerkschasten sind nach wie vor zu einer

der Leistungsfähigkeit der deutsche,, Wirtschaft entsprechenden Wieder¬

gutmachung bereit. Sie sehen aber in diescm militärischen Gewaltakt

die Verhinderung, wcnn nicht gar die dauernde Zerschlagung der

wirtschaftlichen Voraussetzungen zur Erfüllung dieser Absicht.
Die französisch-belgische Cininnrschnote verpflichtet die dcutschcn

Gewerkschaften unter Androhung scharfer Strofen, allen wie iminer

gearteten Befehlen der Besotznngsbehörden widerspruchslos Folge zu

leisten, sogar sic zu nnterstiitzcii.
In den schlimmsten Tagen dcr Ncciktion haben die herrschenden

Gewalten an die Gewerkschaften derartig entwürdigende Zumutungen
nicht zn stellen gewagt.
Die hicr von den Besatzungsmächten aufgestellten Grundsätze

widersprechen allen im Völkerbundsvertrag enthaltenen Sicherungen

für das Selbstbestimmungsrecht der Völker und der damit in un¬

trennbarem Zusammenhang stehenden Koalitionssreiheit der Arbeit¬

nehmer.
Die Gewerkschaften rufen die Arbeiter, Angestellten und Beamten

auf, «lies Trennende in ihren Reihen zurückzustellen und den ihnen

aufgezwungenen Kampf gegen den unersättlichen und kriegerischen
Imperialismus geschlossen zu führen.

Sie erwarten von der Regierung Maßnahmen, damit die bei ber

politischen Situation entstehenden wirtschaftlichen Folgen und Opfer

nicht von den breiten Massen des Volkes allein oder überwiegend

getragen wcrden müssen. Sie halten es für selbstverständlich, daß
die Verlegung des Kohlensyndikats nicht zur Aufhebung der gemein-
wirtschaftlichen Kohlenbewirtschaftung führt.

Die freien Gewerkschaften Deutschlands rufen die Arbeiter oller

Länder auf, ihnen den Kampf gegen die Verweigerung der funda¬

mentalsten Grundrechte der Arbeitnehmer und gegen ihre Verelen¬

dung nicht allein zu überlassen; denn ihr Kampf ist auch der Kampf
der Arbeiterklasse der ganzen Welt.

Bcrlin, den 11. Januar 1923.

Allgemeiner Deutscher Gewerkschaftsbund.

Aligcmeincr freier Angestelltenbund (AfA-Bund).

Allgemeiner Deutscher Becuntenbund.

^ 5
^

Der Aligemeine Deutsche GewerkschaftSbunö/ Ortsausschuß

Essen/ öas Srtskartell öes AfA-Lunöes unö öer Allgemeine

Deutsche Beamtenbunö zur Besetzung öe6 Ruhrgeblets-
Der Ortsausschuß des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaft?»

bundes Hot die Vorstände und Vertreter der Organisationen zu einer

Sitzung einberufen, die sich mit der gegenwärtigen, durch dic Be¬

setzung geschaffenen Lage beschäftigt.
Es wurde nachstehende Entschließung angenommen: „Die Ver¬

treter der Ortsverwaltungen des Allgemeinen Deutschen Gewerk»

schaftsbundes, dcs Allgemeinen Deutschen Beamtenbundes und des

Ortskartells des AfA-Bundes fordern die Arbeiter, Angestellten

und Beamten in Essen-Stadt und -Land auf, in der augenblicklichen

Situation, dein äußeren Zwange folgend, nachstehendes zu beachten:

„Wir wissen, daß der Krieg die furchtbarste Geißel der Mensch¬

heit ist, ganz besonders aber das Proletariat trifft: daß Krieg wie

Besatzungen Folgen der kapitalistischen und imperialistischen Politik

aller der Kreise sind, die als geschworene Todfeinde der Arbeiter¬

schaft gelten.
Durch die erneute Besetzung weiteren deutschen Gebietes«wird

mit Absicht vom französischen Imperialismus das Herz Deutschlands,
das „Ruhrgebiet betroffen. Unübersehbar können die Leiden der

Arbeiterschaft, insbesondere der des unbesetzten Deutschlands durch

die Gewaltmaßnahmen merden.
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Die organisierte Arbeiterschaft hat anch in der jetzigen Situation

ihre Interessen wahrzunehmen und zu vertreten: auch unter der Be»

satzung der französischen Truppen wird sich die Arbeiterklasse ihre

Freiheit, entsprechend ihren Aufgaben nicht nehmen lasscn. Nach

wie vor wird die Arbeiter-, Angestellten- und Beamtenschaft den

Kampf für bessere Lebens- und Arbeitsbedingungen führen. Wir

führen unsern wirtschaftlichen Kampf weder für noch gegen eine

nationale Gruppe, er gilt einzig und allein der kapitalistischen Aus-

beutung, mag sie von deutscher, französischer oder cmdercc Seite

kommen. Sie erklärt sich einverstanden mit der ablehnenden Hol»

tung dcr Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat des KohKniyndikats
und schließt sich dem energijchen Protest gegen die Zerschlagung der

Kohlenzwangswirtschaft an. Wir ersuchen unsere Anhänger, ent>

sprechend den veränderten Machiverhältnifsen, sich durch niemand

provozieren zu lassen, sondern in jeder Weise dcn Mitteilungen der

Gewerkschaftsvorstände nachzukommen.
Wir lehnen deutschnationalen Chauvinismus, wie er hier und

dort zum Ausbruch kam, mit aller Entschiedenheit ab. Für uns

besteht nicht die geringste Ursache, den Streit der Nationalisten sämt-

licher Länder zu unterstützen. Wir fühlen uns in der Stunde

schwerster Not verbunden mit dem arbeitenden Volke Deutschlands

sowie der übrigen Länder.

Die Gewerkschaftsleitungen (Allgemeiner Deutscher Gewerk¬

schaftsbund, AfA-Bund, Allgemeiner Deutscher Beamtenbund, Deut¬

scher Gewerkschaftsbund, Gewcrkschastsring und Deutscher Bcamtcn-

bund) haben beschlösse,!, am Montag, den IS. Januar 1923, von

11 bis 11,30 Uhr di« Arbeit ruhen zu lassen, als markanter Aus-

druck gegen das dem deutschen Volke zugefügte neue Unrecht.

An ö:e öeutschen ScuScr im Ruhr?cbict.
Die unterzeichneten Vorstände dcr Gewerkschaften Dcutschland?

erklären ihr volles Einverständnis mit den Abwehrmcißnahmen dcr

'^bedrängten Arbeiter, Angcstclltcn und Bcamtc» in den bcsctztcn
Gebieten,

Wir billigen ausdrücklich auch die von dcn Bcrgarbeiicrverbän»
den aufgestellten Forderungen, insbesondere nach sofortiger Frei'

gäbe der Bergwerke und Zurückziehung der srnnzösisch-belgischcn
Soldaten von den Arbeitsstätten nnd noch Freigabe der völker¬

rechtswidrig verhafteten Werklcitungen und Beamten.

Wir fordern die gesamte Arbcitnchmerschaft auf, an diesen

Forderungen festzuhalten nnd nicht nachzulassen in ihrem Wider¬

stand gegcn jeden störenden Eingriff der fcindlichcn Militärmasscn
in das deutsche Wirtschaftsgetriebe.

Jm Neunen aller Arbeiter, Angestellten und Beamten iin ganzen

Reich und — so glauben wir — mit Zustimmung dcs ganzen deut¬

schen Volkes sichern wir den deutschen Brüdern im Ruhrgcbict iii

ihrem gefahrvollen Kainpfe nachhaltigste Unterstützung zu.

Berlin, 22. Januar 1923.

Allgemeiner Deutscher Gewerkschaftsbund.

Allgemeiner freier Angestclltenbund.
Deutscher Gewerkschaftsbnnd.

Gewcrkschastsring deutscher Arbeiter-, Angcstclltcn» nnd Bcamtcn»

verbände.

Allgcmeiner Dcutfchcr Bcamtcnbimd,

Deutscher Bcamtcnbund.
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Von Dr. Max Hochdorf, Pressechef der Deutschen Bühnengenossenschast.

Einen halben Monat lang, in der letzten Woche des No>

vember und in der ersten des Dezember, haben die Berliner

Bühnenkünstler gegen ihre Arbeitgeber, die Theaterdirektoren,

gestreikt. Sie haben es getan, um ein Existenzminimum, das

man ihnen in den Zeiten der wirtschaftlichen Not und der

Geldentwertung verweigerte, zn erkämpfen. Sie entschlossen

sich aber auch zu dem Ausstande, um die schwer bedrohte Ge¬

sundheit des reichsstädtischen Theaterlebens vor schwerem Ver¬

falle zu schützen. Denn die Jahre nach dem Weltkrieg hatten

für Berlin ganz besondere und sehr häßliche Kunstzustände

gebracht. Jm gegenseitigen Wettbewerb hatten sich viele

Theaterdirektoren als Privatunternehmer, als industrielle
Ausbeuter des menschlichen Talentes, schlimme Gewohnheiten

angeeignet. Sie hatten ein System des Theatergeschäftes ein¬

geführt, das man als Amerikanisierung bezeichnete, meil jedes

höhere Ideal vernachlässigt und nur einer skrupellosen Geld-

macherei gefrönt wurde. Die Männer, die innerhalb des

Direktorenverbandes das führende Wort an sich rissen, waren

in erster Linie kapitalistisch orientiert. Man versuchte, das in

den ersten Zeiten des politischen Umschwungs versöhnlich nnd

mühselig aufgebaute Tarifwerk zu durchbrechen nnd die ge¬

werkschaftliche Macht der Schauspieler, die ganz einheitlich als

Arbeitnehmer organisiert waren, zu schwächen. Man wider¬

setzte sich geheim und ofscn dem schmerzlich errungenen und

deshalb um so mehr wahren Erfahrungssatze, daß der Künstler

überhaupt und der Bühnenkünstler insbesondere nur dann

geistig frei wirken kann, wenn er nicht ökonomisch an Händen
und Füßen gebunden ist.
Die Bewegung der Schauspieler setzte sofort kräftig ein. Die

Oeffentlichkeit nahm an diesem Kampf dcr geistigen Arbeiter

ungewöhnlichen Anteil. Die Ausständigen fanden bei ihrcn Ge¬

werkschaftskameraden vom AfA-Bund Verständnis, taktischen
Rat und moralische Unterstützung. Die Streikgeldcr flössen
ous Privatschatullen und aus Massenspenden des Reiches und

des Auslandes so reichlich, daß kein Pfennig aus den eisernen
Beständen der Genossenschast verlangt merden mußte. Die

Einigkeit innerhalb des Arbeitgeberverbandes, dcs Berliner

Ortsverbandes der Theaterdirektoren, hielt nicht mehr. Schon
waren einige Direktoren entschlossen, den Ausgleich zwischen den

Interessen der Künstler und ihren eigenen Interessen zu suchen.
Der Streik endigte schließlich, da die Schauspieler auf jede

Politik der eigensinnigen Scharfmacherei verzichteten. Dis

Künstler sahen, daß ein Ausstand und Aufstand gegen die

Theaterdirektoren nicht ein Ausstand gegen das Theater an

sich sein dürfe. Sie retteten das Theater, sie retteten auch

mehrere Theaterlinternehnnmg.cn von künstlerischer Wichtig¬

keit, indcm sie nach der Bewilligung ihrer Forderungen dem

Friedenspakt zustimmten. Die Schauspieler, die handelten,

begriffen den Ernst unferer Zeit, die Achtung vor den kultu-

reiten Gütern darum gerade fordert, weil wir wirtschaftlich

so gebrechlich geworden sind'. Natürlich fehlte es nicht an

einigen Hitzköpfen, die solche Politik der Vernunft und der

Kunstliebe nicht gestatten wollten. Die Eigenbrötler uud

Schreier siegten ober nicht,
Sehr belehrend war für den Psychologen gewerkschaft¬

licher Dinge die Stimmung der Ausständigen, Die Künstler
in kleinen und mittleren Stellungen, die tagtäglich ihre
10W Mk. Streikunterstützung einkassierten, wußten ganz

genau, was die gewerkschaftliche Organisation für ihr Wohl
bedeutete. Sie verspürten es ja auch tagtäglich am eigenen
Leibe, Die viclbcneideten nnd vielumstrittenen Lieblinge des

Publikums, die großen uiid geringsren Stars, die man die

„Prominenten" getauft hat, rückten aber auch nicht von ihren

Kollegen ab. Es gab einige besonders widerspenstige Pro>
minente, die in den ersten Tagen nicht mitmachen wollten nnd

hinter den Kulissen oder vor der Oeffentlichkeit ihren Sonder«

standpnnkt zu rechtfertigen suchten, Sie trieben ihr Spiel

nicht lange. Abbittend kamen manche zur Streikleitung.
Andere bekannt«» sich jetzt offener nnd energischer als früher

zn ihrer Gewerkschaft.
Nun, da der Streik beendet ist, wird in allen Kreisen

geistiger Arbeiter über die moralischen Auswirkungen des

Unternehmens wcitcr debattiert. Die schaffenden Künstler nnf
allen Gebieten nnd aller Grade, die Maler, die Musiker, die

Schriftsteller, blicken beinahe mit eincm Gefühl des Neides

auf das, was die Schauspieler vollbrachten. Man schilt zwar

in diesen Kreisen häufig auf die gewerkschaftliche Organisntion
dcr Bühnenkünstler, man findct abcr. übcrlcgt man es logisch
und nicht nur mit schäumendem Temperament, keinen anderen

Ausweg zur Rettung der geistigen Arbeit aus wirtschaftlicher

Ohnmacht, als gerade diese gewerkschaftliche Organisation. Und

so ist es sehr leicht möglich, so ist es sogar notwendig, daß

bald alle die freien Verbände geistiger Arbeiter, die bisher

über ganz Deutschland verstreut sind, sich irgendwie mit einer

schon mächtigen Arbcitnehmertoalition kartellieren. Man leidet

gemeinsam, man muß sich gemeinsam wehren. Es geht nicht

nur um das tägliche Ärot, cs geht uin allcs Geistige, und

darum gerade muß der Bodcn der Wirklichkeit gesichert wer¬

den, aus dem sich das Höhere und Zartere erst in Gesundheit

erheben kann.
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Die Wanöerversicherten.
Bon P a ü l L a n g e - Berlin.

Bei der jüngsten Reform der Angestelltenversicherung ist der

Begriff „Wanderversicherte" geschaffen worden. Das sind solche
Versicherte, die zeitweilig in der Angestelltenversicherung, zeit¬
weilig in der Invalidenversicherung versicherungsvslichtig find.
Dazu gehören vielfach die Werkmeister.

Diejenigen Kollegen, die von einer Versicherung in die andere

„wanderten", verloren entweder bisher ihre in der früheren
Versicherung erworbenen Rechte oder sie mußten, um dies zu
vermeiden, in beiden Versicherungen Beiträge zahlen. Das

Gesetz vom 10. November 1922 bestimmt grundsätzlich, daß
durch die Beitragszahlung in der einen Versicherung zu¬
gleich auch die Anwartschaft in der anderen aufrechterhalten
wird. Es ist also die freiwillige Weiterzahlung von Beiträgen
in der früheren Versicherung zum Zwecke der Aufrechterhal¬
tung der Anwartschaft nicht mehr notwendig. Es genügt, daß
die AnwartsäMft meiner der beiden Versicherungen aufrecht¬
erhalten wird.

Z 172 Absatz 4 des Ange st eilten Versicherungs¬
gesetzes sagt nämlich jetzt:

„Als Beitragszeit in bezug auf das Erlöschen und das Wieder¬
aufleben der Anwartschaft (§ß 49. SO) gelten auch die

Wochen, für die Beiträge tn der Invalidenver¬
sicherung entrichtet sind. Dabei werden je vier Bei-
tcagsmochcn dcr Invalidenversicherung als ein Beitragsmonat der

Angestelltenversicherung gerechnet. Dies gilt, abgesehen von ß öv
Abs. 3, nicht für solche Beitragsmochen der Invalidenversiche¬
rung, die mit den in der Angestelltenversicherung zurückgelegten
Beitragsmonaten voll zusammenfallen."

Ebenso heißt es in Z 1283 der Reichsversicherungsordnung
(Invalidenversicherung):

„Den Beitragsmarken und Beitragswochen im Sinne dieser
Borschristen stehen volle Beitragsmochen gleich, die
durch entrichtete Beiträge zur Angestelltenver¬
siche r u n g und nicht auch nach den Borschristen der Invaliden¬
versicherung gedeckt sind. Auf die neue Wartezeit werden
jedoch Veitröge zur Angestelltenversicherung für Zeiten vor dem
1. Januar 1923 nur angerechnet, wenn zwischen dem Erlöschen der

Anwartschaft und dem Beginn der Beitragsentrichwng zur An¬

gestelltenversicherung ein Zeitraum von nicht mehr als zwei Jahren
liegt."

Die Angestelltenversicherung hat den Nachteil, daß die

Wartezeit sehr lang ist, während der man Beiträge gezahlt
haben muß, um rentenberechtigt zu werden. Bei der Invaliden¬
versicherung ist die Wartezeit kürzer. Jn Z 1279g. der Reichs-
«ersicherungsordnung ist nun für die Wanderoersicherten die

günstige Vorschrift getroffen worden, daß sie unter Umständen
eine Rente bekommen könncn, auch wenn sie in keiner von

beiden Versicherungen die Wartezeit erfüllt haben. Der nach¬
stehend abgedruckte Z 1279n bestimmt nämlich, daß die in der

Angestelltenversicherung nur teilweife erfüllte Wartezeit mit
den für die Invalidenversicherung gezahlten Beitragswochen
zusammengezählt wird:

„8 1279». Jst die Wartezeit in der Angestelltenversiciierung nicht
erfüllt, so stehen für die Wartezeit der Invalidenversicherung die
entrichteten Beiträge zur Angestelltenversicherung den freiwilligen
Beiträgen zur Invalidenversicherung gleich: ste müssen jedoch
solche volle Kalenderwochen umfassen, die nicht gls Beitragswochen
auf die Wartezeit der Invalidenversicherung angerechnet werden."

In der Praxis wird es vorkommen, daß ein Versicherter so»
wohl in der Angestelltenversicherung als auch in der Invaliden¬
versicherung die Wartezeit erfüllt und rentenberechtigt gewor¬
den ist. Für diesen Fall hat er das Recht zu wäblen, von wel¬
cher Versicherung er eine Nente beziehen will. Darüber heißt
es in § 24n des Angestelltenversicherungs¬
gesetzes:

„Hat ein Versicherter Beiträge zur Angestelltenversicherung
und zur Invalidenversicherung entrichtet (Wmiderversicherter) und
die Wartezeit sowohl für das Ruhegeld aus dec Angestelltenver¬
sicherung als auch für die Invalidenrente aus der Invalidenversiche¬
rung erfüllt, so kann er, wenn die Anwartschaft nicht erloschen Ist,
entweder das Ruhegeld odcr die Invalidenrente wählen. Die Wahl

der einen oder der anderen Versicherung ist für den Versicherten und
seine Hinterbliebenen dauernd bindend.

Hat der Wanderversicherte selbst keine Wahl getroffen, so können
seine Hinterbliebenen im Falle der Erfüllung der Wartezeit sür
die Hinterbliebenenrenten sowohl der Angestelltenversicherung als

auch der Invalidenversicherung die Hinterbliebenenrenten aus einer
vieser Versicherungen wählen Das Wahlrecht steht der Witwe
oder dein Witwer zu. Sind nur Waisen vorhanden, so steht ihnen
das Wahlrecht gemeinschaftlich zu; haben sie inehrere gesetzliche
Vertreter, so entscheidet der Vertreter der jüngsten Waise."

Dieselbe Bestimmung befindet sich im ß 12S4n der Reichs¬
versicherungsordnung (Invalidenversicherung).
FUr den Fall, daß ein Versicherter sowohl berufsunsähig

nach der AngesteUtenversicherung als auch invalide nach der

Invalidenversicherung geworden ist und er die Leistungen aus

der Angestelltenversicherung zu haben wünscht, bestimmt Z ötm
Abs. 1 des Ang e st ellteNversicherungsgesetzes:

„Zu den Leistungen der Angestelltenversicherung treten als Er¬
gänzung die Steigerungen der Invalidenversicherung sür anrech¬
nungsfähige Beitragswochen dieser Verstcherung."

Wünscht dieser Versicherte aber seine Rente aus der In-
validenver sicherung zu erhalten, so kommt Z 1290«,
der Reichsversicherungsordnung in Betracht, in dem es heißt:

„Bei Wanderversicherten tritt zu den Renten der Jnvalidenver»
sicherung der Steigerungsbetrag der AngesteUtenversicherung."

Nach dem Gesetz vom 10. November 1922 hat es also der
in beiden Versicherungen rentenberechtigt gewordene Wander¬
versicherte nicht nötig, inbeiden Versicherungen die Rente
besonders zu beantragen. Es wird vielmehr nur einmal
über seinen Antrag entschieden, und zwar in derjenigen Ver¬

sicherung, die er wählt. Die Steigemngssätze aus der anderen
Versicherung müssen ihm ohne weiteres zukommen, falls er die

erforderlichen Nachweise beschafft. Der Versicherte hat seinen
Antrag auf Rentengewährung. bei dem zuständigen Versiche¬
rungsamt anzubringen. Die Verordnung vom 21. Dezember
1922 bestimmt:

„Das Versicherungsamt hat bei einem Antrag aus der Invaliden¬
versicherung festzustellen, ob der Antragsteller Beiträge auch zur
Angestelltenversicherung und bei einem Antrag aus der Angestellten-
Versicherung, ob er Beiträge auch zur Invalidenversicherung ent¬

richtet hat. Jn beiden Fällen hat das Versicherungsamt ferner fest¬
zustellen, ob der Antragsteller bereits früher Anträge aus Geweih»
rung von Leistungen der Unfall», Invaliden- und Hinterbliebenen»
oder der Angestelltenversicherung gestellt Hot und welche Bescheide
Ihm erteilt worden sind.
Das Versicherungsamt hat von den betreffenden Versicherungs»

trägern die Akten und Belege einzufordern (Abschrift oder Auszug
aus den Versicherung« konten der ReichsversicherungsanstaU. die

Versicherungskarten, nötigenfalls auch die Ouittungskarten der

Invalidenversicherung, ferner die etwa vorhandenen Verhand¬
lungen über Streit wegen Versicherungspflicht, über Beitrags¬
überwachung, über Heilbehandlung, in geeigneten Fällen auch über

frühere Invalidenrenten-, Altersrenten- und Hinterbliebenen»
ansprüche sowie die etwa vorhandenen Krankenkassenakten usw.)."
Tritt der Fall ein. daß der Wanderversicherte nur als berufs¬

unfähig nach der Angestelltenversicherung anerkannt worden

ist, dann gilt gegebenenfalls § S5«, Abs. 2 des Angestellten»«»
slcherungsgesetzes:

„Hat der Versicherte nach Festsetzung des Ruhegeldes Beiträge
zur Invalidenversicherung entrichtet, so ist, wenn er Invalide Im
Sinne des g 12SS der Reichsversicherungsordnung wird, sein Ruhe¬
geld durch Bescheid der Reichsverstcherungsanstalt nach Abs. 1 zu
ergänzen."

Die Bestimmungen über die Wanderversicherten, die in der

Angestelltenversicherung und in der Invalidenversicherung ge»
schaffen worden find, sind zweifellos eine große Erleichterung
für viele Kollegen. Das Verdienst, die Wanderversicherten von

der Beitragsleistung in zwei Versicherungen befreit zu haben,
so daß sie nur noch in einer zahlen müssen, ohne dabei die

Anwartschaft in der anderen zu verlieren, gebührt den, AfA»
Bund und den in ihm zusammengeschlossenen Organisationen.
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HogkoU « Untemchmerwm « ÄtaatSanwalt.
Bon Eser-Essen.

Die 88 1L2 und 153 der Gewerbeordnung geben den Arbeitnehmern
und selbstverständlich deren Vertretern das ausdrückliche Recht der

Boykottoerhängung über ein Unternehmen, sofern dieses die Lebens»

Interessen der in ihm beschäftigten Arbeitnehmer gefährdet.
Im wilhelminischen Zeitalter fanden sich trotzdem Staatsanwälte,

die gegen Gewerkschaftsvertreter den Erpreffervaragravhen an-

wandten, wenn diese gegen ein rücksichtsloses Unternehmertum den

Boykott oder Streik androhten. Inzwischen haben, oder besser ge»

sagt, sollen sich die Zeiten geändert haben, die Gewerkschaften sind

durch den Artikel ISS der Verfassung anerkannt und haben das ge»

setzmcihige Recht, stch auf dem Boden der Verfassung im Wirtschafts.

kämpfe auszuwirken. Leider gibt es aber im Staate noch eine An¬

zahl Menschen, denen Gesetz und Verfassung scheinbar nur beschrie»
benes Papier bedeuten und die versuchen, die Gesetze gegen die

Lebensinteressen proletarischer Volksschichten anzuwenden, um damit

die heiligen Profitinteressen des Unternehmertums zu schützen.
Der Oberstaatsanwalt in Essen scheint für diese Auffassung einen

Beweis erbringen und den vorwilhelminischen Zustand wiederher»

stellen zu wollen. Dieser Annahme liegt folgender Sachoeryalt
zugrunde:

Die künstlerischen Mitglieder der Komischen Oper in Essen wur¬

den am Anfange dieses Jahres in einer Weise entlohnt, die einem

großen Teile noch nicht einmal das tägliche Brot sicherstellte und

die in Frage kommenden Gewerkschasten zum Eingreifen zwang.

Die „Genossenschaft Deutscher Bühnenangehöriger" unternahm des¬

halb mit Unterstützung des AfA-Ortskartells eine Aktion, deren Er»

folg den Künstlern eine bescheidene Verbesserung ihrer Lebenshaltung
ermöglicht hätte. Die mit den Gewerkschaftsvertretern getroffene
freie Vereinbarung hat der Direktor Eeblin der Komischen Oper
in einer Weise umgangen, die auf sein moralisches Verhalten recht

traurige Schlaglichter wirft und das Künstlerpersonal noch heute auf
die vereinbarte Gagenerhöhung warten läßt. Im Verfolg der An¬

gelegenheit sah sich der Vorsitzende des AsA-Ortskartells Essen ge¬

zwungen, mit einer Sachdarstellung durch die Presse an die Oeffent¬

lichkeit zu treten mit dem Erfolg, daß der Theaterdirektor beim

Amtsgericht in Essen ein Verbot dieser Pressenotiz beantragte.
In klarer Erkenntnis der Situation hat das Amtsgericht dem Er¬

suchen des Theaterdirektors nicht entsprochen und in der Urteils,

becgründung sinngemäß ausgeführt, daß das Bestreben der Gewerk»

schaftsvertreter eine Besserstellung der Mitglieder zum Ziele hatte und

schon aus diesem Grunde der Antrag des Theaterdirektors abzulehnen
sei. Gegen dieses Urteil hat der Unternehmer samt seinem Rechts-
beistcmd keinerlei Berufung eingelegt und damit wohl die Gründe

des Richters anerkannt.

Aber ein Unternehmer vom rechten Schlage weiß, daß es in

früherer Zeit Staatsanwälte gegeben hat, die bewußt oder unbe»

wicht (die Frage soll hier nicht untersucht werden) sich zu Schleppen¬

trägern des Kapitals erniedrigt haben, und so hat Direktor Ceblin

gegen die Gewerkschaftsvertreter beim Staatsanwalt in Essen An¬

zeige wegen Erpressung erstattet, weil nach seiner Ausfassung bei den

Lohnverhandlungen unzulässige Druckmittel angewandt morden seien.
Trotzdem vom Amtsgericht festgestellt und vom Kläger unwider¬

sprochen geblieben, daß er selbst am Schlüsse der Lohnverhandlungen
erklärt hatte: „So leicht haben Sie stch mohl noch nie mit einem

Direktor geeinigt" und trotzdem dem Staatsanwalt vor der Anklage-
eryebung von dieser Tatsache Kenntnis gegeben murde, hat dieser
gegen die Gewerkschaftsvertreter Anklage wegen Erpressung erhoben.
Er unterstellt, daß die Beklagten, gemeinschaftlich handelnd, um sich
und Dritten einen widerrechtlichen Vermögensoorteil zu verschaffen,
einen anderen, den Direktor Ceblin, zu einer Handlung genötigt
haben.
Man meiß nicht, ob die Stellungnahme des Unternehmers oder

die des Staatsanwaltes mehr verwundert, und ist geneigt, die Frage
auszuwerfen, wie sich der Staatsanwalt mohl einstellen würde, wenn

der Unternehmer seinen Angestellten die Aussperrung angedroht
hätte sür den Fall, daß ste auf einer Erhöhung ihrer unwürdigen
Bezahlung bestünden.
„ Die Tatsache, daß stch ein Staatsanwalt findet, einen derartigen
Borstoß aus die gesetzlich verbrieften Rechte der Gewerkschaften zu
unternehmen, wird die Arbeitgeber in dem bereits aufgenommenen
Kampfe um die Niederringung der Gewerkschaften ganz gewaltig
ermuntern. Sie sollte dem gesamten schaffenden Volke zu denken

geben und die Gewerkschaften in erhöhte Alarmbereitschaft versetzen.
Die Anklage des Staatsanwaltes ist inzwischen durch solgendes

Urteil der Essener Strafkammer abgewiesen worden:

Abschrift!
16. I. 402/22. «eschluk.
Jn der Strafsache gegen Majewsli «.Men. wird der Antrag der Staats¬

anwaltschaft, gegen die beiden Angeschuldigten Majewstt und Eser das

Hauptversahren wegen Erpressung s Lüg StrGB. zu eröffne», abgelehnt.—
Die Kosten des Verfahrens fallen der Staatskasse zur Last.—

G r ii n d c.

Am Karfreitag 1S22 erschiene» die Angcschuldigicn Mahwski und Eser,
ersterer als Vertreter des Bezirksvci bandes dcr deutschen Bühncngcnossctt-
fchast letzterer als Borsitzender des Ortsnuslchnsscs dcs AfA°Bnndcs, bci
dem Direktor dcr Komischen Oper in Esscn, Ceblin. nm mit ihm über die

Erhöhung der Angesteltteiigehölter zu verhandeln, wozu sie von Mitgliedern
des genannten Theaters beauftragt Ware», Sie verlangte» vo» Cedii» cine

bestimmte Prozentuale Erhöhung der Gehölicr mit Wirkung vom I. Innun«
1822, Als dcr Dircktor Cebli» crklärtc, die gkslcllicn Fordcrungcu »ichi ci-

füllen zu können, weil das Unternehme» cine solchc Belastung uichl Irngc»
könne, erwiderte ihm dcr Angeschuldigte Mnjcwski dci» Siuuc »ach: Tann

sei er, Ceblin, nicht fähig, cin Theatcr zu lcitc», dann sei das Theatcr cin
wildes Unternehmen, den, die Konzession entzöge» ivcideu müsse. Tcr Au-

geschuldigle Eser Ivics darauf hiu, bog «i iM Gcwcrtschafismitglicocr hinicr
ihnen ständcu uud er wiirde ini Ablchnnngssailc dic Ocsfcniiichkcit übcr dos

Verhalten des Direktors Cebli» unterrichte». —

Die Verhandlungen fanden dann damit ihre» Abschluß, bah Ccbln, dic

gestellten Fordern»«?» restlos bcwiüigic, Ei» paar Tagc Karauf widcnicf
er jcdoch die den Angeschuldigten gemachte Zusage. —

Cr behauptet, cr habe sich lediglich durch dic Trohung dcr AuncsctiüldiglkN
mit cincin Boykolt sciucs Thcaicrs z» dcr Zusage bestimmen lasten nnd nus

Furcht dor einem Streik an dcn Ostcrfcicrinncn »nchgcgcben, Dic vou den

Angeschuidigtcn erstrebten Vorteile und dcr von ihnen cingcschlngcuc Wcg
seien insofern rechtswidrig, als sür dic Bewillig»»« vo» Gchnliöcilivhnngcn
nur dcr Schlichtungsausschuß zuständig gcwcscn sci, Demgegenüber eilt-

gegncn die Angcschnldigicn, dag sie dic Verhandlungen mit dcm Direktor

Ceblin in durchaus sachlicher Wcisc geführt i,»d ivcdcr mit cincm Bovkoti

noch einem Streik gcdroht hättc», Dcr Angeschuldigte Eser behauptet, er

habe dcm Sinnc »ach lediglich gesagt, ivcnn die hinter ihnen strhcndeu
8<l0t)g Arbeiter und Angestellten von ihm über das Bcchaiic» dcs Ecdini

unterrichtet würden, bestehe für dicscn die Gcfobr, scin Thcater mnngcis
Inanspruchnahme schließen zu müssen, Bcidc Augesiiiuidigien wciscn seiner
darauf hin, dnH Direktor Ceblin »och Abschluß der Vclbandlungcn »och cr»

klärt habe: „s,o schncil sind Sie ivobl uoch mit keinem Tirckwr ciuig «c>

worden," ei» Bcivcis dafür, daß Ccbli» scinc Zusage srciwillig gcmacht
habc. Von dcu vernommene» Zeugen, dic den Vcrhaüdluugcn nm Kar¬

freitag beigewohnt haben, bestätigen dic Schauspieler Müller nud Mcntcc
die Angaben der Nugcschuldigten, wahrend die Zcngcn Frcivcrg und Pitz
sich der Auffassung dcs Direktors Ccbli» cmschlicßc», —

Bei dicscr Sachlage liegen dic Boraussctzungcn der Erpressung nnch K 25,l!

StrGB,, wic dic Anklage annimmt, nicht vor. Zunächst schll cs n» dcr

Voraussetzung der Rcchtswidrigkeit der von dc» An«c>ch"!dintcn crsircvicn
VermSgcnsvortcile. — Dic Angeschuldigten waren voi, Miiglicdcr,, des dcm

Dircktor Ceblin »nterstehenden Theaters beauftragt ivordcn, eine dcn

Tcneruugsdcrhältnisscn cntsprcchcnde Aufbcsscrung dcr Gcböitcr zn vcria».

gcn. Dazu warcn sic nach dem zwischen Ccbli» n»d seinen Angcstclltcu
bestehenden Vcrtragsvcrhältnissc, das den von dcm Dculschc» Bnhnenvcrciii
mit der Gcnosscnschaft deutscher Bühnenangcbvrigcn vcrcinbnrlc Normal '

anstclluugsvcnrag zur unterläge hatte, als berufene Vcrtrctcr dcr lokalen

Angestellteuorganisationcn bcfugt. Wcnn sie, wie Ccdii» behauptet, uicht
den richtigc» Weg eingeschlagen haben »nd sich wcgc» dcr Tariferhöhungen
eigentlich c>» di,s im Beitrage vorgesehene Schicdsgcricht hättc» ivcndcil

müssen, so wcrdcn dadurch dic vou ihncn aiisgcstelitr» Fordcrnngcn »icht
rechtswidrig.

Weiterhin licgt nuch cine Drohnnng im Sinne dcs K 25Z StrGB, »icht
dor. Wie Zeugen Meutcr und Mnllcr bestätigen, siud dic Bcrhandlnngcn
in sachlicher rnhiger Weise vcrlanscn uud hnbcu den Rahmen dcr üblichen
Tarifverhandlungen nicht verlassen. Sclbst weun aber dic Angeschuldigten,
was sie bcstrciicn und was ihnen auch bei dcn widcrsprcchcndc» Zeugen¬
aussagen »icht »achgcwicseii werdcn kann, dcm Dircktor Ccbl!» sür dcit

Fall cincr Ablchinmg ihrer Forderungen einen Sircil scincs Personals in

Anssicht gcstcllt Hütten, so würde damit dcr Tatbestand dcr Drohung nicht
crfiillt sein. Denn die Verwirklichung dcs Streikes — dessen Androhung
cin im Lohnstrcik übliches Kampfmittel ist — lag nicht »„mittelbar in

der Macht der Angeschuidigtcn, wie auch Ceblin bekannt war. Dazu bätle
cs erst ciner Bcschliißfasimig dcr Thcalcrniitgliedcr bedurft. Jn, übrige» ist
auch Ceblin durch dic Aeußerungen dcr Angcschuldigic» „icht i» seincr
freie» Willcnstätigkcit beeinflußt ivordcn, Scinc vo» ihm nicht bcstrittcuc
Bemerkung am Abschluß der Verhandlungen: „So schnell sind Sie wobl
noch mit keinem Direktor einig geworden," l«ßt dcngich erkennen, dnß dic

Zusage in freier Wiliensentschlicßung erfolgt ist, —

Zum luludestcn dürste cS in subjckiivcr Bczichnng dcn Angeschuldigten
am Bewußtsein dcr Ncchtswidrigkcit ihres Tu»s gcschlt haben, —

Ncch alledem ist die aus Z 253 StrGB erhobene Anllngc nicht begründet,
und cs rcchtfcrtigt sich somit die getroffene Entscheidung,
Die Kostenfrage rrgeln Z§ 49«. 40« StrPO.

Esscn, den SS. Oktober 1S22.

Landgericht, Strafkammer II.

gez. Dr. Müller. Schneider. Kcvpicr.

Ausgefertigt,

Essen, den 2S. Oktobcr 1922,

Unterschrift: Kanzlei-Aisistent,
als Gerichtsschrciber des Landgerichtes,

Es ist bemerkenswert, daß der Herr Staatsanwolt erst durch

dieses Urteil belehrt werden mußte, daß die Erpresserparagrophen
des SNafgesetzbuches nicht dazu da sind, um die Gewerkschaften
unter ein Ausnahmegesetz zu stellen und sie ihrer Bewegungssrei-
heit zu berauben.
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Achtstunöenwg/ Arbeiterschaft unS ProöukUonssteigerung.
Soeben ist im Verlage des Allgemeinen Dentschen Gewerk»

schastsbnndes eine Schrist erschienen: Arbeitszeit,
Arbcitslol, n und Arbeitsleistung. Tatsachen

«ber dic sozialpolitische nud volkswirtschaftliche Bedeutung dcs

Achtstundentages in Deutschland uud im Auslande. Verfasser

sind Paul Hertz und Richard Seidel. Die 1«8 Seiten

starke Schrift erörtert cingcbcnd alle Fragen dcs Znsammcu»

hangcs dcs Achtstundentages und der Wirtschaft. Sie wird

deshalb in den Auseinandcrsetzungcu iibcr die Arbeitzeit»

regcluug und die Produktiv,,sstcigcrung ciue bedentsamc Rolle

spielen. Eine eingebende Besprechung der Schrift, die besonders

ihre neuen Ergcbuissc über, die Arbeitsleistung zu würdigen

habcn wird, behalten wir uus vor. Mit Erlaubnis des Vcr.

lages geben wir aus dcm Abschnitt iibcr „Achtstundentag uud

Prvduktiousjördcnmg das Kapitel „Arbcitcrschaft und Pro»

dnttionSsteigcrung" mit cinigcn Kürzungen wicdcr:

Der grosze Fehler, den bei der Betrachtung des Produktions¬

problems Schippet, Kaliski, Cohen, Lindemann und einige

andere begehen, liegt darin, daß sie die außerordentlichen Kon-

junkturverhältnisse, die bestimmend eingewirkt haben aus Lage
und innere Struktur der deutschen Industrie, fast völlig beiseite

lassen, Sie verwechseln Ursache und Wirkung, wenn sie der

Ansicht sind, daß die Gesundung der Produktionsverhältnisse
in Deutschland der Gesundung der Währuugsvcrhältnisse vor¬

ausgehen könne, ja, deren unerläßliche Boraussetzung sei. Jm

Gegenteil, die Gestaltung der dentschen Währungsoerhältnisse
hat die Mißstände in den deutschen Produktionsverhältnissen

hervorgerufen, und will mau die letzteren bekämpfen, so muß
msn beim ersten beginnen.

Die andere irrige Voraussetzung von Schippet ist die: cr be>

trachtet die Arbeitszeit wie einen Automaten, bei dem längeres

Funktionieren proportionale höhere Leistung bedingt. Aber

die menschliche Arbeitskraft ist kein Automat, den man mit

gleicher Intensität beliebig lange arbeiten lassen kann. Ihre

Intensität steht iit Beziehung psychologischer und physiologi¬
scher Art zur Arbcitsdaucr. Die Leistung der Arbeitskraft ist

abhängig von mächtigen psychologischen Einflüssen, die von den

sozialen Verhältnissen in Dcutschland, von der inneren Struk¬

tur der deutschen Wirthhaft, von den politischen Verhältnissen
Zn Deutschland ausgehen. Schippe! ist an dieser Seite des Pro-
dnkiionsproblems verständnislos vorbeigegangen, Sie scheint
für ihn nicht zu existieren. Er hat, wie es scheint, dasür noch

weniger Verständnis, als cs selbst einige hervorragende Unter¬

nehmer huben. So weist Robert Bosch in dem Gutachten,
das er als Mitglied des Reichswirtschaftsrates über die Frage
der Verlängerung der Arbeitszeit und der Steigerung der

Warenerzeugung erstattete, ganz klar darauf hin, daß es wenig
Zweck habe, dic Arbeitszeit gegen den Willen der Arbeiter und

namentlich gegen den Willen der Gewerkschaften zn erhöhen.
Für Schippe! ist das Produktionsproblem gelöst, menn der

Achtstundentag vorübergehend aufgehoben ist. Er fordert von

den deutschen Arbeitern Aktivität in der Lösung des Produk-
tionsproblems:

„Und der Arbeiter sollte trotz allem Wandel der Zeiten noch
immer so schr bloßes Objekt des Produktiousprozcsses geblieben sein,
daß ihm bci der notwendigen Hebung ber produklionellcn Leistungs¬
fähigkeit nur die Rolle eines stummen und passiven Zuschauers zu¬

fallen könnte?"

Das ist doch ein ganz haltloser Vorwurf. Die aktive Teil¬

nahme der Arbeiterschaft an dcr Hebung der produktionellen
Leistungsfähigkeit zcigt sich in der stärkeren Intensität der

Arbeit und hat ferner zu bestehen im energischen Drängen ans
eine wirkliche Lösung des Produktionsproblems, unter Berück¬

sichtigung der besonderen Gesichtspunkte, die sich aus der Be¬

trachtung der außergewöhnlichen Situation ergeben, in der sich
die deutsche Produktion befindet. Aber auch die politischen
Schmierigkeiten, denen eine wirkliche Lösung des deutschcn
Produktionsproblems in Deutschland begegnet, müssen erörtert

werden. Bei der Psychologie der Mehrzahl dcr Unternehmer
von heute ist es außerordentlich schwer, dic nötigen Kräfte für
die Hebung der Produktion auf ibrer Seite bei ihnen aus¬

zulösen. Die momentanen nnrtschaftlichen Anreize, die sich aus

dcr Valutekonstmktur ergeben, wirken auf sie stärker als vor¬

ausschauende wirtschaftliche Erwägungen, die das Ganze der

Volkswirtschaft ins Auge fassen. Das gilt gleichermaßen fllr die

Industrie wie für die Landwirtschaft, Unter diesen Umständen
licgt der Gedanke, daß die Arbeiter die Rettung bringen sollen,
schr nahe. Für den Sozialisten ist dieser Gedanke eine Selbst¬

verständlichkeit. Für den Srüalisten ist das Ziel die Ent¬

wicklung der Produktionskräfte, die höhere Entwicklung der

Volkswirtschaft, fllr den Unternehmer aber die Erhaltung der

Konjunktur, die ihn bisher begünstigt hat, und die jetzt infolge
mannigfacher Gegenwirkungen von innen und außen, die sie
ausgelöst hat, abzuflauen beginnt. Gerade in der künstlichen
Erhaltung dieser Konjunktur aber, auf die in diesem Augen¬
blick der Ruf des Unternehmertums nach der Verlängerung der

Arbeitszeit abzielt, liegt eine große Gefahr für die Entwicklung
der dentschen Volkswirtschaft.
Wie würde die Verlängerung des Arbeitstages um zwei

Stunden in Deutschland unter den jetzigen Verhältnissen
wirken? Zunächst muh die Frage aufgeworfen werden, ob

eine mechanische Verlängerung der Arbeitszeit um zwei
Stunden heute in Deutschland überhaupt möglich ist. ob für
eine solche vermehrte Produktion — wenn Verlängerung der

Arbeitszeit überhaupt eine Vermehrung der Produktion mit

sich bringen sollte — Absatzmöglichkeiten vorhanden sind. Die

„Frankfurter Zeitung" zweifelt in einem „Steigerung der Pro¬
duktion" überschriebenen Artikel in Nr. 846 diese Möglichkeit an:

„Auf manchem Gebiete, insbesondere dcr Urproduktion, würde

der Entschluß zur Mehrarbeit von den Unternehmern freudig begrüßt
merden, aber auf sehr viel anderen Gebieten der Industrie würden

die Unternehmer in die peinliche Verlegenheit geraten, den Wunsch
ihrer Arbeiter nnch Mehrarbeit nicht erfüllen zu können, es sei denn,

daß man diese Mehrarbeit so verstehen wollte, daß erhebliche Teile

der Arbeiterschaft entlassen würden, zu Arbeitslosen würden, damit

anders Teile desto länger arbeiten."

Selbst wenn man von dieser Frage absieht, und wenn man

zugestehen wollte, was aber allen bisherigen Erfahrungen
widerspricht, daß hcute eine Verlängerung der Arbeitszeit eine

wenn auch vorübergehende Mehrproduktion bedeuten würde,

so mürde doch dadurch eine Gefahr nicht beseitigt, die heute mit

der Verlängerung des Achtstundentages unlösbar verknüpft ist.
Das ist die Gefahr, daß, entsprechend der Psychologie des

Unternehmers von heute, die Gewinne aus diefer Mehrproduk¬
tion nicht zum Aufbau und nicht zum Ausbau des deutschen
Produktionsapparates benutzt werden, daß nicht akkumuliert

wird, sondern daß stärker denn zuvor die Flucht der Kapitalien
aus der Produktion in den Konsum sich durchsetzen würde mit

allen Folgen, die das für die Kredit- und Finanzierungsfragen
der Industrie und sür die weitere Zerstörung der Provortio-
nalität der einzelnen Wirtschaftszweige nach sich ziehen muß.
Es ist sonderbar zu sehen, wie sich die Befürworter der Ver¬

längerung der Arbeitszeit aus dem sozialistischen Lager auf
das ökonomische Prinzip berufen: mit dem verhältnismäßig
kleinsten Kraftaufwand den höchsten sachlichen Produktions¬

ertrag zu erzielen. Die Verlängerung der Arbeitszeit unter

den heutigen Verhältnissen ist ober eine Maßregel, die dein

ökonomischen Prinzip direkt widerspricht. Sie würde bedeuten,

daß man mit großem Kraftaufwand ein kleines Resultat erzielt
ftir den Augenblick, um sich um so sicherer in der Zukunft zu

schädigen. Diese Forderung der Verlängerung der Arbeitszeit
ist das gerade Gegenteil einer gemeinwirtschaftlichen Forde¬
rung. Wir verkeimen dabei durchaus nicht die Unterschiede, die

zwischcn ihren sozialistischen Befürwortern und denen aus dein

Unternehmerlager bestehen. Wir wissen nur zu gut, daß die

Motive von Schippe! und seinen Freunden ander- sind als die

Motive von Stinnes, daß Schippe! und seine Freunde das

Ganze der Volkswirtschaft im Auge haben, Stinnes und seine
Leute aber nur ihre eigenen privatwirtschaftlichen Interessen.
Bei Schippe! und seinen Freunden entspringt die Stellung¬
nahme für die Verlängerung der Arbeitszeit theoretischer Kurz¬

sichtigkeit, im Unternehmerlager ist sie der Ausfluß typischer
Unternehmcrpsychologie von heute. Es bestehen die engsten
Beziehungen zwischen dem Widerstand, den Stinnes und seine
Leute allen ernsthaften, auf eine Stabilisierung der deut chen

Währung gerichteten Versuchen entgegensetzen und zwischen
ihrem Drängen auf die Verlängerung des Achtstundentages.
Weder das eine noch das andere kann isoliert betrachtet und

isoliert verstanden werden. Die Verlängetung des Achtstunden¬

tages soll den deutschen Unternehmern die Möglichkeit geben,
die Konjunktur bis zum äußersten auszunutzen. Das ist der

Sinn und die Absicht dieser Forderung.
Eine wirkliche Lösung des Produktionsproblems, die im
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JttteresZe der gesamten Volkswirtschast liegt, aber ersordert,

dah beute schon durch die Nationalisierung der Wirtschaft Vor«

sorge getroffen wird sür die Behauptung der deutschen Volks¬

wirtschast in der Zeit, wo die Valutakonjunktur vorüber sein

wird. Die Forderung der Verlängerung der Arbeitszeit aber

ist kerne Lösung des Produktionsprobleins, sie ist lediglich eine

kurzsichtige Konjunkturforocrung. Es ist bedauerlich, daß ein

Teil des deutschen Unternehmertums, das sonst wenig mit

Stinnes und seinen Leuten gemein Hai und wirtschaftlich ein¬

sichtiger ist, sich dieser Forderung angeschlossen hat. Da dem

nun aber so ist, so bleibt der Arbeiterschaft mir die Äcmstatis-

rnng der Tatsache, daß bei ihr allein die Antriebe zu einer

wirklichen Lösung des Produktionsproblems im Interesse des

Ganzen liegen. Sie hat sich den psychologischen Einslüssen dcr

Valutakonjunktur nicht unterworfen. Jm Augenblick, wo diese

Konjunktur zu wanken beginnt, sieht sie ihre Aufgabe »icht in

deren künstlichen Verlängerung. Gerade jetzt ist dcr Augenblick

gegeben, in dem wirksame Maßnahmen zur Sicherung des tech¬

nischen und organisatorischen Fortschritts unserer Volkswirt¬

schast ergriffen werden müsse». Wollle die deutsche Arbeiter¬

schaft dem Drängen des Unteriichmertiims aus Verlängerung
der Arbeitszeit nachgeben, so würde sic sich von de» wichtigeren

Aufgabe», von der wirklichen Lösung des Produktionsproblems
ablenken lasse», und dic großen Aufgaben des Augenblicks ver¬

säumend, dcn Interesse!! des Ganzen der deutschen Volkswirt¬

schast entgegenhandeln.

Zusammenschluß öer feeigeweeffchLftlichenAngestelltenbewegung m Polmsch-Dberschlesien.
Die Teilung Oberschlesicns hnt ihre organisatorische Auswirkung

nuch aus die Gewerkschaftsbewegung ausgelöst. Die bisher innige

Verbindung mit den Hauptocrbänden konnte iii dcr bishcrigen Form

nicht mebr aufrechterhalten wsrden. Hinzu kommt, daß auch die

Genfer Abmachung der Betätigung der Gewerkschasten gewisse

Schranken auferlegte.
War die Unigruppierung dcr sreigewerkschastlichen Ang.stmtcn-

bemegung Polnisch-Obcrschlesiens durch die Bestimmungen des

Genfer Abkommens allein schon bedingt, so haben die Umgruppic-

rungsbestrebungen infolge der Borgänge tn Polnisch-Obcrschlcfien

in wirtschaftlicher als auch politischer Art cine Förderung erfahren.

Bereits vor der Uebernahme der Rcgierungsgewalt durch die pcl-

nische Behörde hat die polnisch-nationalistisch eingestellte Arbeiter¬

schaft sich zu TerrorfäUen verleitm lassen und nuf die überwiegend

deutsch denkenden und deutsch fühlenden Angcstelltcn, insbeszudere

nber nuf die technischen Bctriebsbeamten cincn Zwang ausgeübt

zwecks Erreichung des Uebertritts in polnische Berufsorganisationen,

Durch diese Entwicklung hat die sreigewerkschaftliche Angcstclltcn-

r^wegung Polnisch-Oberschlesiens einen Rückschlag zugunsten der

polnisch-nationalistischen Bewegung erfahren. Infolge dieses Mit-

«zliederverlustes war die Umgruppierung der bisher getrennt mar¬

schierenden freigewerkschastlichen Angestelltenverbände eine zwingende

Notwendigkeit. Es muhte eine Organisationsform gesucht merden,

die den veränderten politische« Verhältnisfcn Rechnung trägt und

die andererseits mit Hilfe der vorhandenen verfügbaren Kräfte durch

Vermeidung jeglicher Parallelarbeit den höchsten Nutzeffekt bzw. den

größten Wirkungsgrad erreicht. Es blieb nur die eine Möglichkeit

offen, die freigewerkschaftiichen kaufmännischen iind technischcn An¬

gestelltenverbände zu einer Einhcitsorganisation zusammcnzu-

schmelzen.
In der am 22. Oktober 1922 stuttgesundenen Tagung wiirde

von den Delegierten des Bundes der technischen Angcstelltcn und

Beamten, dcs Zentralverbandes der Angestellten und dcs Deutschen

Werkmeisterverbandes nach vorhergegangenen getrennten Tagungen

in einer gemeinsamen Kundgebung einmütig die Bildung der neucu

Einheitsorganisation beschlossen. Die neue Organisation führt dcu

Namen „Allgeineiner freier Angestelltenbund (AfA-Bund) Polnisch-

Oberschlesien". Der Sitz dieser neuen Einheitsorganisation befindet

sich in Kattowitz, August-Schneider-Str. 8, Bundeshaus.

Der Allgemeine freie Angestelltenbund (AsA-Bund) Polnisch-Obcr-

schlesien wird das sreigewerkschaftliche Programm in seincr voll¬

sten Reinheit verkörpern und zu verfechten wissen. Die Aufgaben,

die seiner harren, sind gewaltige. Sozialpolitik, Wirtschaftspolitik
und Gewerkschaftspolitik müssen schon mit Nücksicht auf die ver¬

änderten politischen nnd wirtschaftlichen Verhältnisse von der ncucn

Organisation vollständig selbständig bearbeitet werden. Polnische

Oberschlesien hat durch den polnischen Sejm eigene Gesetzgebung,
Die deutschen sozialpolitischen Gesetze mutzten übernommen werdcn.

Sie merden durch eigene Gesetze später abgelöst.
Die höchste gesetzgebende Körperschaft des neuen Bundes ist der

Bundestag, der mindestens einmal im Jahre tagen muh. Der

Bundestag wählt als ausführendes Organ den Bundesvorstand, der

sich aus 11 Personen zusammensetzt, worunter die beiden Geschäfts¬

führer einbegriffen sind. Zur Erledigung von Beschwerden über

Beschlüsse des Bundesvorstandes bzw. zur Beratung des Bundes-

vorstcindes in ollen grundlegenden und gewerkschaftlichen, sozial¬

politischen und wirtschaftspolitischen Fragen wird vom Bundestag
ein neunköpfiger Beirat gewählt.
In der ersten konstituierenden Bundestagung sind 11 Kollegen

in den Bundesvorstand gewählt morden, darunter Hans Zmcirzlik
als 1. Borsitzender, Kurt Lange als 2. Vorsitzender, Doppke als

S. Vorsitzender.
In den Beirat wurden g Kollegen gewählt, darunter Obersteiger

Schirmer als 1. Borsitzender.
Als Geschäftsführer wurden Kollege Zmarzlik, bisheriger Gau-

gcschästsführer des Bundes und der Kollege Dorrn, Bezirksleilcr
des ZdA., bestätigt.

Dic konstiluiercnde Taguug, welche zur Bildung dcr Cinhcits-

organismion geführt hat, ivar eine eindrucksvolle und imposante

Kundgebung für dcn frcigcirsrkschofllichcn («cdnnkcn. Der Bcschluß
bildet eiiicn Wendepunkt in der g.-samten Augcstclttenucwcgung, ins¬

besondere aber in dcr Angestelltenbewegung Polnisch-Oberschlesiens.
Die neue Organisntion wird berufen sein, Aufbauarbeit im wahrsten
^inne dcs Wortes zu leisten. Eie hat eine hohe historische Mission

zu erfüllen. Mit dieser Tagung ist zugleich dcr Grundstein gelegt
ivordcn für eine frcigcmcrkfchaflliche Angcstclllcnbcwcgung Polens.

Auf dem Bodcn dcs Genfer Abkommens stchcnd, wird die neue

Organisation jede Niitioncitistischc Einstellung nnch irgendwelcher

Richtung hin vermeiden. Sie wird nllc Kräfte zusammenfassen zur

Herstellung dcr Einheitsfront der kaufmännischen und technischen

Angestellten Polnisch-Obcrschlcsicns ohn? Unlcrschicd dcr Nationali¬

tät, der Religion und der Rasse, Selbstverständlich wird die

kulturelle Eigenart der obcrschlcsischcn Angcstclltcnschast genügend

Berücksichtigung sinden müsscn.
Der imposante Verlauf, den die Grüuduugstagung der u<.'uen

Organisation genommcn hat, laßt erwarten, daß mit der Bildung
des AfA-Bundes in Polnisch-Obcrschicsien der internationalen frei-

gewcrkschasllichcn Angcstclltenbcwccmng ein geschlossener und kraft¬
voller Bundesgenosse erwachsen ist. Die große Aufgabe und die

nicht minder großen Schwierigkeiten, mit denen der junge AfA-Bund
in Polnifch-Obcrschlcsieu zu rcchnc» hat, werden dnzn beitragen

müsscn, scine Kräfte zu verdoppeln, um dcni frcigcwerkschnftlichcn
Gcdnnkcn schlicßlich auch in diesen Gebieten zum Siege zu ver¬

helfen.
Die uns angeschlossenen AfA-Vcrbändc verlieren zweifellos eins

große Schar treuer und bewährter Mitkämpfer, und die Trennung,

wie sie durch die politischen Verbältnisse leider gekommen ist, erfüllt

uns schmerzlich, Dic große Gcmeinschaftsidee. sür die wir init

den Kollegen von Polnisch-Obcrschlcsicu bisher gewirkt und gekämpft

hnben, wird aber auch in dcn Reihen unscrcr jungen Bruder-

organisation jcnseits der deutsch polnischen Grenze wciterlcucn und

nllc politischen Mauern, dic dcr unersättliche Imperialismus aufge¬
türmt hat, werdcn es nicht ucrhindcrn können, daß die knnf¬

männischcn und technischen Angestelllen, soweit sie freig.!weikschaft!ich
denken und sühlcn, auch in Zukunft deu Gedanken der internatio¬

nalen Solidarität pflegen, uud daß sic gccgn ihrcn gemeinsamcu

Gcgucr, deu Kapitalismus, die gcschloshnc und uudurchdringlichc

Kamvfesfront bildcn wcrdcn.

.4l/s </em

Die TMffMgkci!
dcs Deutschen Guts- und F?rstbeamteubu»dcs ist durch dic Rcichs-

arbcitsoerwallung verncint wordcu. Kclegcntlich cincr Verhandlung

im Reichsarbcitsministcrium übcr die Prüfung der Tarifsähigkeit dcs

Ncichsvcrbandes dcr Molkerei- und Käscrci-Angcstclllcn hnttc das

Rcichsarbcitsministerium auch dcn Borfiizcnden des Deutschen Guts-

und Forstbeamtenbundcs gclndcn. Dcr Vcrtrctcr dcs AfA-Bundes

bestritt die Zulassung mit der Begründung, daß dcr Dcntschc Guts¬

und Forstbeamtcnbimb sclbst nicht inrifsähig und iiifolgedcsscn auch

nicht berechtigt sci, übcr cinc andere Organisation ein Urteil ab¬

zugeben. Damals wiirde von unscrcm Vertreter In cingehcudcr

Wcife dem Reichsarbeitsministerium dargelegt, dnß dein Deutschen

Guts- und Forstbcamtcnbunde alle diejenigen Merkmale fchlcn,

die ciner Gewerkschaft eigentümlich scin müssen. Der Tcmschc

Guts- und Forstbeamtenbund hatte trotz scincr engen Liieruug niit

den Unternehmern Tarifverträge abgeschlossen und den Antrag auf

Allgemeinverbtndiichkeitserklärung gestellt. Wie uns vom Reichs-

arbeitsministcrium mitgeteilt wird, hat die Rclchsarbeitsverwaltung

noch Prüfung dcr gcgen die Tariffähigkeit des Deutschen Guts- und

Forstbeamienbundcs erhobenen Einwände die Allgcmcinvcrbindlich-

kcitserklärung der sraglichen Verträge abgelehnt.
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Konflikt in öer Sühnengenossenschaft.
Eine Erklörung des AfA-Vorstandes.

Innerhalb der Genossenschaft Deutscher Bühnenangehörigcn hat

sich im letzten Jahr cin Organisationskonfiitt entwickelt, bei dein die

sogenannte Opposition angeblich die Durchsetzung sachlicher Refm-
men des Programms und der Satzungen zum Ziele hatte, wahrend

tatsächlich persönliche Strebercien im Mittelpunkt der von der „Op-

Position" betriebenen Zerfetzungsarbeit standen. Die Mißbilligung,
die jene Treibereien durch oie Delegiertentagung der Genossenschaft
gefunden hoben, hinderten indes ihre Träger nicht, die gesteckten
persönlichen Ziele auch weiterhin mit allen Mitteln zu verfolge».
Schließlich ist die Disziplinlosigkeit gekröin worden durch die Grün»

düng einer Sondervlganisation, dcm sogenannten „Schutzverband
der Bühnenangehörigcn", der vorgibt, nur die organisierte Oppo¬
sition innerhalb dcr Genossenschaft zu sein, in Wirklichkeit aber alle

Kennzeichen einer völlig selbständigen Konkurrenzorgcmisation trögt.
Dcr Schutzoerbcmd tritt selbständig als Tarifkontrahent auf. Er

kämpft gcgen die Durchführung der von der Genossenschaft mit dem

Deutschen Bühnenvercin abgeschlossenen Tarifvereinbarungen, z.B.
gegen die Anerkennung der tariflichen Schlichtungsstellen usw. Er

setzt dauernd das Ansehen der Genossenschaft in aller Oeffentlichkeit
in schlimmster Weise herab. Das verbandsschädigende Wirken ist um
so mehr zu verurteilen, als bei der heutigen wirtschaftlichen Theater»
krise die Lage der Schauspieler ohnehin sehr schlecht ist und die kl»

pitalistischen Theaterleiter allein die Nutznießer dieser ganzen Zer¬
splitterung sind

Der Borstand dcs AfA-Bnudes, dem die Genossenschaft deutscher
Bühnsmmgzhöriner seit vielen Jahren angeschlossen ist, war genö¬
tigt, sich jetzt ebenfalls mit diesen Borgängen eingehend zu beschäftigen,
nachdem wiederholt versucht worden war, örtliche AfA-Kartelle durch
falsche Informationen gleichfalls für die dnnklen Ziele jenes Schutz¬
verbandes einzuspannen. Er hat deshalb seine Funktionäre im

ganzen Reiche angewiesen, jede Verbindung mit dem Schutzverband
unter allen Umständen abzulehnen und die Genossenschaft Deutscher
Bühncnangehöriger in dem ihr aufgezwungenen Abmehrkampfe tat-

kräst^ z„ „,,'xrsti'itzen.
Er hat an den Vorstand des ADGB. das Erfuchen gerichtet,

scine Ortsausschüsse im gleichen Sinne anzuweisen.

5

Vergütung für Sie Beisitzer Ser Ächlichtungsausschüjse.
Das Ergebnis unseres Vorgehens.

Jn Nr. 1 der „AfA-Bundeszeitung" berichteten wir auf Seite 3
unter der obigen Ueberschrift, daß wir beim Reichsarbeitsministe»
rium Protest gegcn die Benachteiligung der Arbeitnehmerbeisitzer
der Schlichtungsnusschüsse eingelegt haben. Auf Grund unseres
Prolestes ging uns jetzt nachstelzendes Schreiben des Reichsarbeits¬
ministeriums zu:

„Die Entschädigung der Arbeitgeber» und der Arbeit¬

nehm e r beisitzer bei den Schlichtungsnusschüssen ist inzwischen
durch Rundschreiben des Herrn Reichsmintsters der Finanzen vom

IS. Dezember 1922 — I tt 32 105 — neu geregelt worden. Die

Regelung sieht grundsätzlich eine gleich hohe Entschädigung
für nlle Beisitzer vor, so daß hierdurch Ihre Bedenken beseitigt
sein dürften. Die Einzelheiten der Regelung sind aus dem ge¬
nannten Rundschreiben ersichtlich,"

Wir werden prüfen, ob die Regelung nicht nur grundsätzlich, son¬
dern auch in ihren Einzelheiten den berechtigten Forderungen der

Arbeitnehmerbeisitzer entspricht." GS.

Der Achtstundentag in öer öeutschen unö öer

auslonöischen Inöustrie.
Das Internationale Arbeitsamt veröffentlicht eine Einzeldarstellung

über die Dauer der Arbeitszeit in den verschiedensten Staaten. Bis¬

her sind vier Hefte erschienen, welche Deutschland, Frankreich, Italien
und die Schweiz behandeln. Jn jedem der vier Hefte wird die auf
den Gegenstand bezügliche Gesetzgebung behandelt sowie die Rege¬
lung der Arbeitszeit durch Tarifverträge, auch wird über die Ergeb¬
nisse der Anwendung der gesetzlichen Borschriften, namentlich über

Ausnahmen, Auskunft gegeben.
An Zahlenmaterial ist das Deutschland betreffende Heft be>

sonders reich. Aus allen dort wiedergegebenen Statistiken geht her»
vor, dnß der Achtstundentag praktisch allgemein durchgeführt ist und

innegehalten wird. Vielfach beträgt die wöchentliche Arbeitsdauer

sogar etwas weniger als 48 Stunden, während längere Arbeitszeiten
nur ganz ausnahmsweise vorkommen, zumeist im Transportwesen
und in Staats- und Gemeindebetrieben. Die Ueberstundenbewilli¬
gungen haben zwar von 1919 bis 1921 an Umfang zugenommen.

doch haben sie nur auf einen kleinen Teil aller Betriebe und Arbeiter

Bezug.
Jn Frankreich hat das Achtstundentagsgesetz vom 23. April

1919 Allgemeingeltung für die Industrie und das Verkehrswesen,
Gewisse Ausnahmen nnd Abweichungen dauernder und vorüber¬

gehender Art stnd vorgesehen, doch fall dnrch sie die tatsächliche Ar¬

beitszeit mindestens nicht wesentlich verlängert merden. Jn den

Tarifverträgen ist der Achtstundentag nicht ebenso allgemein nieder»

gelegt wie in Deutschland.
In Italien liegt der Abgeordnetenkammer ein Entwurf zur

Regelung der Arbeitszeit vor, der bezweckt, den Achtstundentag und

die 48-Stunden-Woche gesetzlich festzulegen, die in Wirklichkeit bereits

durch Vertragsschluß in weitem Maße anerkannt werden.
Mit dem Bundesgesetz vom 27. Mai 1919 wurde die 48stündige

Arbeitswoche für Fabriken in der Schweiz eingeführt. Eine No¬

velle vom 1. Juli 1922 will die Möglichkeit schaffen, daß in Zeiten
schwerer Wirtschaftskrisen oder wenn andere triftige Gründe vor¬

liegen, die Höchstarbeitsdauer auf 5t Stunden in der Woche ver¬

längert werden tonn.

Der AfA-Geöanke marschiert.
Der Afa-Gedanke marschiert überall. Auch in der österreichischen

Gewerkschaftsbewegung regt er sich erneut. Die österreichischen
Privatangestellten bildeten früher eins „Ständige Delegation der

Angestelltenorganisationen Oesterreichs" in der Gewerkschasts¬
kommission. Später fand dann eine Eingliederung dieser Delegation
statt. Jetzt bringt die Nr. 1 des „Jndustrieangestellten" vom

IS. Januar 1923 auf Seite 15 nachfolgende Notiz:

„Die Privatangestellten in der Gewerkschasts¬
kommission.

Die Gewerkschaftskommisfion Oesterreichs hat für die ihr an¬

geschlossenen Angestelltenverbände eine Sektion der Privatange¬
stellten errichtet. Die Sektion hat einen Vorläufer in der „Stän¬

digen Delegation der Angestelltenorganisationen Oesterreichs ge¬

habt, die ein eigenes Sekretariat unterhielt, aber wegen der hohen
Belastung der Organisationen mit den Kosten der Aufrechterhal¬
tung dieses eigenen Apparates im Herbst 1921 ihre Tätigkeit ein¬

stellen mußte. Dies konnte damals um so eher ohne Schädigung
der Bewegung geschehen, als inzwischen die Arbeiter- und Ange¬
stelltenkammern ihre Tätigkeit aufgenommen und auf sozial- und

wirtschaftspolitischem Gebiet die Interessenvertretung der Ange¬
stellten übernommen hatten. Die freigemertschaftliche Fraktion
in der Angestelltensektion der Wiener Kammer war es

auch, die zunächst, provisorisch als die Beratungskörperschaft ge¬

meinsamer Angelegenheiten dcr Angeftellten benützt wurde. Au

Stelle dieses Provisoriums tritt die nunmehr geschaffene Sektion

der Privatangestellten in der Gewerkschaftskommisfion. Ihr Bor¬

sitzender ist der Sekretär der Gewerkschaftskommission, zum steZl»
vertretenden Vorsitzenden wurde Kollege Heinrich Allina, Sekretär

des Reichsvereins der Bank- und Sparkassenbeamten, gewählh"
Daraus geht hervor, daß auch die Kollegen In Oesterreich unter

voller Wahrung der Arbeitnehmersolidarität nicht darauf verzichten
können, für die Angestellten innerhalb der Arbeiterbewegung sich
das Maß von organisatorischer Selbständigkeit zu sichern, das zu

erfolgreicher gen»rkschaftlicher Vertretung der Ang«steUtenschaft un¬

erläßlich ist.

Berichtigung.
In der Nr, 1 unserer AfA-Bundeszeitung haben wir auf Seite S

über den 6. Verbandstag des Allgemeinen Verbandes der Deutschen
Bankangestellten berichtet. Wir haben dabei darauf hingewiesen,
daß der Mitgliederbestand sich während des verflossenen Geschäfts¬
jahres um über 100« vermehrt hat. Cs muß nicht 1«l», sondern
1«000 Mitglieder heißen. Der genaue Mitgliederzuwachs betrügt
10707 Mitglieder.

Das

Inhaltsverzeichnis der

AfA.Äundeszellung sür 5922 ist erschienen.
Wir bitten die Leser ber AfA-Lundeszeitung, die Wert auf ein

Inhaltsverzeichnis legen, uns bis zum 2«. Februar b. L.

Mitteilung zugehen zu lassen. — Wir stellen da«

Inhaltsverzeichnis den Lesern kosten«
loS zur Verfügung.
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